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I .  Gesetze ,  Rechtsverordnungen,  Verwal tungsanordnungen

Erste Änderung der Ausführungsbestimmungen
für Geldanlagen

Vom 20. Juli 2004

Aufgrund von Artikel 102 Abs. 3 der Verfassung in Verbin-
dung mit § 20 des Kirchengesetzes über das Haushalts-, Kas-
sen- und Rechnungswesen in der Nordelbischen Kirche in der
Fassung der Bekanntmachung vom 4. Juli 1995 (GVOBl.
S. 141), zuletzt geändert durch das Kirchengesetz vom 3. Feb-
ruar 1996 (GVOBl. S. 34), und in Verbindung mit § 22 Abs. 2
der Rechtsverordnung für das Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungswesen in der Nordelbischen Kirche vom 19. Juni 1995
(GVOBl. S. 118), zuletzt geändert durch die Rechtsverord-
nung vom 3. März 2004 (GVOBl. S. 98), hat das Nordelbische
Kirchenamt die folgende Allgemeine Verwaltungsanord-
nung erlassen:

Artikel 1

Die Ausführungsbestimmungen für Geldanlagen (Anlagen
AO) vom 5. März 2004 (GVOBl. S 98) werden wie folgt geän-
dert:

1. In § 2 Abs. 2 wird als Buchstabe f angefügt:

„f) Fonds, die mit Beteiligung des Nordelbischen Kirchen-
amtes aufgelegt und unter Beteiligung des Nordelbi-
schen Kirchenamtes bei der Evangelischen Darlehnsge-
nossenschaft eG verwaltet werden.“ 

2. In § 4 Abs. 5 wird Satz 1 aufgehoben.

Artikel 2

Diese Allgemeine Verwaltungsanordnung tritt am 1. Sep-
tember 2004 in Kraft.

Kiel, den 20. Juli 2004

Die Präsidentin des Nordelbischen Kirchenamtes

Dr .  Ha nsen -Di x

Az.: 8320-10 FH Pom



Redaktioneller Hinweis:

Sehr geehrte Abonnentinnen und Abonnenten des Gesetz-
und Verordnungsblatttes der NEK,

zur Vereinfachung der Verwaltung haben wir ab sofort die
Abo-Adressenverwaltung für den Versand des Gesetz- und
Verordnungsblattes der NEK zentralisiert. Für den fortlau-
fenden Bezug, Nachbestellungen, Änderungen, Neuaufnah-
men sowie Löschungen wenden Sie sich bitte zukünftig aus-
schließlich an die Druckerei Schmidt & Klaunig in Kiel und
nicht mehr an das Nordelbische Kirchenamt.

Sie können die Druckerei Schmidt & Klaunig wie folgt errei-
chen:

Schmidt & Klaunig
Druckerei u. Verlag
Ringstraße 19
24114 Kiel
Tel.: 04 31 / 6 60 64 - 0
Fax.: 04 31 / 6 60 60 - 24
Mail: abo.gvo@schmidt-klaunig.de

Wir möchten Sie bitten, falls möglich, den Kontakt mit der
Druckerei vorrangig über die Mail-Adresse aufzunehmen,
dies würde den dortigen Verwaltungsaufwand vereinfa-
chen. 

Az. 0573 - LV Bz                                                                  Bartz
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I I .  Bekanntmachungen
Satzung

über die Finanzverteilung im Kirchenkreis Rantzau
(Finanzsatzung – FinSKK)

Vom 22. Juli 2004 

Die Kirchenkreissynode des Kirchenkreises Rantzau hat
gemäß § 11 und § 12 des Finanzgesetzes die folgende Satzung
beschlossen:

§ 1
Grundlage der Finanzverteilung

Der von der Kirchenkreissynode zu fassende Haushaltsbe-
schluss muss Festlegungen enthalten über: 

a) die Höhe der nach der Schlüsselzuweisung aus dem Kir-
chensteueraufkommen voraussichtlich zur Verteilung
kommenden Mittel,

b) die Zusammensetzung und die Höhe der für den Vorweg-
abzug vorgesehenen Mittel, 

c) die Inanspruchnahme von Rücklagen, 

d) die Verteilung der verbleibenden Finanzmittel für den Kir-
chenkreis und die Kirchengemeinden.

§ 2
Gemeinsame Aufgaben

(1) Vor Aufteilung der Mittel aus den Schlüsselzuweisun-
gen der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche wird der Finanzbe-
darf für die gemeinsamen Aufgaben und Verpflichtungen der
Kirchengemeinden und des Kirchenkreises abgesetzt (Vor-
wegabzug). Die restlichen Finanzmittel werden nach den
Vorschriften dieser Finanzsatzung zwischen Kirchengemein-
den und Kirchenkreis aufgeteilt.

(2) Zu den gemeinsamen Aufgaben und Verpflichtungen
gehören mindestens: 

a) die Dienstbezüge und Beiträge zur Sicherung der Versor-
gung der Pastorinnen und Pastoren und der Kirchenbeam-
tinnen und Kirchenbeamten der Kirchengemeinden und
des Kirchenkreises, 

b) die Mittel für die Zuführung an die Rücklagen gem. § 7
Abs. 1 Buchstabe a und b.

 (3) Die Mittel für die gemeinsamen Aufgaben nach Ab-
satz 2 werden im Haushaltsplan des Kirchenkreises ausge-
wiesen.

§ 3
Finanzverteilung an die Kirchengemeinden und

an den Kirchenkreis

(1) Aus den nach dem Vorwegabzug verbleibenden Fi-
nanzmitteln erhalten die Kirchengemeinden 57,2 % Anteile
und der Kirchenkreis 42,8 % Anteile.

(2) Mehreinnahmen aus Zuweisungen werden der ge-
meinsamen Ausgleichsrücklage zugeführt. Mindereinnah-
men aus Kirchensteuerzuweisungen werden durch Entnah-
me aus der gemeinsamen Ausgleichsrücklage ausgeglichen.

§ 4
Finanzzuweisung an die Kirchengemeinden

(1) Die Kirchengemeinden erhalten zur Erfüllung ihrer
Aufgaben

a) Schlüsselzuweisungen,

b) Bedarfszuweisungen,

c) Ergänzungszuweisungen und

d) Ausgleichszahlungen.

Die Bedarfe nach Buchstabe b und c sind von den Kirchen-
gemeinden, Kirchengemeindeverbänden, Diensten und Wer-
ken und Kirchenkreis-Einrichtungen im Verfahren der Haus-
haltsplanaufstellung rechtzeitig anzumelden und zu begrün-
den.

(2) Die Schlüsselzuweisungen umfassen einen Pauschalbe-
trag für jedes Gemeindeglied und werden entsprechend der
Anzahl der Gemeindeglieder festgesetzt. Maßgeblich ist die
Gemeindegliederzahl, die der Schlüsselzuweisung der
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche an den Kirchenkreis Rantzau
zugrunde liegt.

(3) Bedarfszuweisungen erhalten diejenigen Kirchenge-
meinden, die 

a) Träger von Kindertagesstätten oder kindergartenähnli-
chen Einrichtungen im Sinne des Kindertagesstättengeset-
zes sind, zur Deckung des durch zweckgebundene Ein-
nahmen nicht gedeckten Kostenanteils in dem Umfang,
der durch den Kirchenkreisvorstand anerkannt ist; 

b) Träger von Jugendarbeit sind, zur Deckung der Personal-
kosten, wenn die Jugendarbeit im Rahmen eines Kirchen-
kreisjugendkonzeptes betrieben wird und der Personalbe-
darf insoweit durch den Kirchenkreisvorstand anerkannt
ist.

(4) Ergänzungszuweisungen erhalten auf Antrag diejeni-
gen Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbände, Dienste
und Werke und Kirchenkreis-Einrichtungen, die bei Maßnah-
men zur Strukturanpassung mit ihren Finanzmitteln nicht
auskommen.

(5) Kirchengemeinden, die Erträge aus dem Pfarrvermö-
gen an den Kirchenkreis abführen oder verpflichtet sind, ent-
sprechend den Grundstücksrichtlinien das Pfarrvermögen in
seinem Bestand zu erhalten, erhalten Ausgleichszahlungen
aus der Ausgleichsrücklage. Die Ausgleichszahlungen betra-
gen 3 % der Erträge eines Zeitraumes von drei Haushaltsjah-
ren. Erstmalig erfolgen die Zahlungen für den Zeitraum 2003
bis 2005 im Haushaltsjahr 2005.

(6) Die Kirchenkreissynode beschließt jährlich im Rahmen
des Haushaltsbeschlusses für den Kirchenkreis über die Höhe
der unter Absatz 2 bis 5 genannten Beträge. 

(7) Eigene Einnahmen wie Kirchengrundsteuern, Kirch-
geld, freie Kollekten und Spenden, Zinsen und sonstige
zweckgebundene Zuwendungen werden auf die Gesamt-
summe der Zuweisungen an die Kirchengemeinden nicht an-
gerechnet.

(8) Mieten sowie Pachten aus Kirchenländereien und Ver-
kaufserlöse aus Gebäuden und Kirchenländereien – ausge-
nommen sind kostenrechnende Einrichtungen und Vermö-
gen, das auf Stiftungen oder Schenkungen beruht – sind zu
25% auf die Gesamtsumme der Zuweisungen an die Kirchen-
gemeinden anzurechnen. Diese Mittel werden im Haushalt
des Kirchenkreises einer gemeinsamen Baurücklage zuge-
führt. Die in den Kirchengemeinden verbleibenden Mieten
und Pachten sollen einer dort angesiedelten Rücklage zuge-
führt werden, ebenso 25 % der Verkaufserlöse aus Gebäuden
und  Kirchenländereien. 

§ 5
Haushaltsmittel des Kirchenkreises

(1) Die Mittel für die eigenen Aufgaben und Einrichtungen
des Kirchenkreises sowie für das Rentamt im Kirchenkreis
Rantzau werden gemäß § 3 bereitgestellt. Die Verwendung
der Mittel wird jährlich durch die Kirchenkreissynode mit der
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Verabschiedung des Haushaltsplanes des Kirchenkreises
durch den Haushaltsbeschluss festgesetzt.

(2) Aus den Mitteln des Kirchenkreises werden die Mittel
des Diakonischen Werkes des Kirchenkreises Rantzau in Hö-
he von 20,7 % der Zuweisung an den Kirchenkreis nach § 3,
mindestens aber in Höhe von  � 220.000,--, zur Verfügung ge-
stellt.

(3) Aus den Mitteln des Kirchenkreises werden die Mittel
des Rentamtes des Kirchenkreises Rantzau in Höhe von 30 %
der Zuweisung an den Kirchenkreis nach § 3 zur Verfügung
gestellt.

(4) Aus den Mitteln des Kirchenkreises werden die Mittel
des Jugendwerkes des Kirchenkreises Rantzau in Höhe von
5,5 % der Zuweisung an den Kirchenkreis nach § 3 zur Verfü-
gung gestellt.

(5) Aus den Mitteln des Kirchenkreises werden die Mittel
des Frauenwerkes des Kirchenkreises Rantzau in Höhe von
2,8 % der Zuweisung an den Kirchenkreis nach § 3 zur Verfü-
gung gestellt.

(6) Aus den Mitteln des Kirchenkreises werden die Mittel
für Krankenhausseelsorge im Kirchenkreis Rantzau in Höhe
von 6,5 % der Zuweisung an den Kirchenkreis nach § 3 zur
Verfügung gestellt.

§ 6
Mittel für die zentrale Zahlung der Dienstbezüge

der Pastorinnen und Pastoren

(1) Die Mittel für die Dienstbezüge der Pastorinnen und Pa-
storen der Kirchengemeinden sind nachrichtlich in den Haus-
haltsbeschluss der jeweiligen Kirchengemeinde aufzunehmen.

(2) Das Einkommen der Kirchengemeinden aus dem Pfarr-
vermögen wird bis auf einen Verwaltungskostenanteil in Hö-
he von 4 % der zentralen Pfarrbesoldung beim Kirchenkreis
zugeführt.

(3) Die Vertretungskosten in Vakanzfällen werden aus
Mitteln der zentralen Pfarrbesoldung gedeckt und im Haus-
haltsplan des Kirchenkreises veranschlagt.

§ 7
Gemeinsame Rücklagen

(1) Es werden beim Kirchenkreis folgende gemeinsame
Rücklagen gebildet: 

a) eine Betriebsmittelrücklage,

b) eine Ausgleichsrücklage,

c) eine Baurücklage.

(2) Den Rücklagen werden insgesamt mindestens 2 % der
dem Kirchenkreis zufließenden Schlüsselzuweisung zuge-
führt. Die Kirchenkreissynode entscheidet über die Vertei-
lung auf die einzelnen Rücklagen.

(3) Die Betriebsmittelrücklage ist dazu bestimmt, die recht-
zeitige Deckung des Bedarfs sicherzustellen, solange die ver-
anschlagten ordentlichen Einnahmen noch nicht zur Verfü-
gung stehen. 

(4) Die Ausgleichsrücklage ist dazu bestimmt, Einnahme-
minderungen oder Ausgabenerhöhungen im laufenden
Haushaltsjahr auszugleichen. 

(5) Die Baurücklage dient der Unterhaltung der Kirchen im
Kirchenkreis sowie je eines dazugehörigen Gemeindehauses
und der Friedhofskapellen. Der Kirchenkreisvorstand regelt
das Verfahren über die Mittelvergabe.

(6) Für von der Kirchenkreissynode zu bestimmende Auf-
gaben können weitere Rücklagen gebildet werden. 

(7) Über Entnahmen aus den Rücklagen nach den Absät-
zen 3, 4 und 6 entscheidet der Kirchenkreisvorstand auf Vor-
schlag des Finanzausschusses. Entscheidet der Kirchenkreis-
vorstand entgegen dem Vorschlag des Finanzausschusses, so
kann der Finanzausschuss innerhalb eines Monats eine Über-
prüfung dieser Entscheidung beim Kirchenkreisvorstand be-
antragen. Die aufgrund der Überprüfung vom Kirchenkreis-
vorstand getroffene Entscheidung bedarf der Bestätigung
durch die Kirchenkreissynode.

(8) Die Kirchengemeinden sollen Ausgleichs- und Bauun-
terhaltungsrücklagen je für ihren Bereich bilden. Die Höhe
der Bauunterhaltungsrücklage soll sich nach dem Umfang
und dem Erhaltungszustand der Gebäude richten.

(9) Überschüsse der Kirchenkreiseinrichtungen nach § 5
Abs. 2 bis 6 werden den für diese Bereiche vorgesehenen
Rücklagen zugeführt. Sie verbleiben in der Budgethoheit die-
ser Bereiche.

(10) Rücklagen der Kirchengemeinden, des Kirchenkreises
und der Einrichtungen des Kirchenkreises sollen in einer
Sammelrücklage des Kirchenkreises so angelegt werden, dass
sie im Bedarfsfalle zur Verfügung stehen und einen möglichst
hohen Ertrag erbringen.

(11) Der Kirchenkreisvorstand kann im Einvernehmen mit
dem Finanzausschuss im laufenden Haushaltsjahr die Bil-
dung der Rücklagen einschränken oder aussetzen, wenn ein
Minderaufkommen bei der veranschlagten Schlüsselzuwei-
sung eintritt. 

§ 8
Gemeinsame Finanzplanung

(1) Im Interesse einer gemeinsamen Finanzplanung der Kir-
chengemeinden und des Kirchenkreises kann der Kirchen-
kreisvorstand 

a) Richtlinien für die Aufstellung der Haushaltspläne erlassen,

b) Grundsätze und Voraussetzungen für die Errichtung, Ver-
änderung, Aufhebung und Besetzung von Planstellen auf-
stellen,

c) einen Bedarfsplan oder einen Zeitplan für die Durchfüh-
rung von Neubauten und größeren Instandsetzungen zur
Vorbereitung der Entscheidungen der Kirchenkreissynode
aufstellen.

(2) Dem Finanzausschuss wird aufgegeben, der Haushalts-
wirtschaft eine fünfjährige Finanzplanung (§ 11 KG-HKR) zu-
grunde zu legen.

(3) Friedhofssatzungen, Friedhofsgebührensatzungen, Pacht-
und Mietverträge bedürfen zur Sicherung gemeinsamer Maß-
stäbe im Kirchenkreis der Genehmigung des Kirchenkreis-
vorstandes.

§ 9
Kirchenkreisfinanzausschuss

(1) Zur Beratung der Kirchenkreissynode und des Kirchen-
kreisvorstandes in Finanzangelegenheiten sowie zur Mitwir-
kung bei der Finanzplanung der Kirchengemeinden wird ein
Finanzausschuss gebildet.

(2) Der Finanzausschuss besteht aus 8 Mitgliedern der Kir-
chenkreissynode. Sie werden mit 5 stellvertretenden Mitglie-
dern von der Kirchenkreissynode für die Dauer einer Wahl-
periode gewählt. Die stellvertretenden Mitglieder sind gleich-
zeitig Ersatzmitglieder. Eine gleichzeitige Mitgliedschaft
oder stellvertretende Mitgliedschaft im Kirchenkreisvorstand
und im Finanzausschuss ist ausgeschlossen. Die Mitglieder
des Finanzausschusses wählen die Vorsitzende oder den Vor-
sitzenden und seine Stellvertreterin oder seinen Stellvertreter
aus ihrer Mitte.
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(3) Bei der Beratung über die Finanzen einzelner Kirchen-
gemeinden sollen auf Wunsch Vertreter der betreffenden Kir-
chengemeinde gehört werden. Das gleiche gilt für Vorsitzen-
de der Kirchenkreisausschüsse.

(4) Der Finanzausschuss hat die Aufgabe, die nach dieser
Satzung vorgesehenen Entscheidungen der Kirchenkreissyn-
ode und des Kirchenkreisvorstandes vorzubereiten. Er hat
ferner die Kirchenkreissynode, den Kirchenkreisvorstand
und die Kirchenvorstände bei langfristigen Planungen hin-
sichtlich der finanziellen Auswirkungen zu beraten. Dem Fi-
nanzausschuss können durch die Kirchenkreissynode weite-
re Aufgaben übertragen werden. 

(5) Der Finanzausschuss wird von seiner Vorsitzenden
oder seinem Vorsitzenden einberufen, wenn es die Aufgaben
erfordern oder wenn ein Drittel seiner Mitglieder oder der
Kirchenkreisvorstand es beantragen. Der Finanzausschuss
soll sich eine Geschäftsordnung geben, die der Bestätigung
durch die Kirchenkreissynode bedarf.

(6) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Finanzaus-
schusses oder seine Stellvertreterin oder sein Stellvertreter
nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen des Kirchen-
kreisvorstandes teil, sofern dort Finanzangelegenheiten ver-
handelt werden.

§ 10
Rechtsbehelfsverfahren

(1) Die Kirchengemeinden können gegen eine Entschei-
dung des Kirchenkreisvorstandes im Rahmen dieser Satzung
Beschwerde erheben. Die Beschwerde ist innerhalb eines Mo-
nats nach Eingang der Entscheidung beim vorsitzenden Mit-
glied des Kirchenkreisvorstandes schriftlich einzulegen und
zu begründen. Der Kirchenkreisvorstand hat innerhalb von
zwei Monaten zunächst eine Stellungnahme des Finanzaus-
schusses einzuholen und sodann über die Beschwerde zu ent-
scheiden. Finanzausschuss und Kirchenkreisvorstand haben
bei ihren Beratungen über die Beschwerde Vertreter des Be-
troffenen zu hören.

(2) Gegen die erneute Entscheidung des Kirchenkreisvor-
standes ist Beschwerde an die Kirchenkreissynode zulässig.
Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung. Die Kir-
chenkreissynode entscheidet endgültig. Sie kann sich zur
Vorbereitung ihrer Entscheidung eines Ausschusses bedienen.

§ 11
Auskunftspflicht

Die Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbände, Dien-
ste und Werke und Kirchenkreis-Einrichtungen haben dem
Kirchenkreisvorstand und dem Finanzausschuss auf deren
Bitte die notwendigen Auskünfte zu geben und die erforder-
lichen Unterlagen vorzulegen.

§ 12
Durchführung der Verwaltungsaufgaben

Die Verwaltungsaufgaben, die sich aus den Bestimmungen
der Satzung ergeben, werden durch das Rentamt des Kir-
chenkreises wahrgenommen.

§ 13
Satzungsänderungen

Satzungsänderungen bedürfen der Zustimmung von zwei
Dritteln der anwesenden Mitglieder der Kirchenkreissynode.

§ 14
Inkrafttreten

Die vorstehende Satzung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.
Mit dem gleichen Tage tritt die Finanzsatzung in der Fassung

der  Änderung  vom  25.  März  1995  (GVOBl.  S. 143)  außer
Kraft.

Elmshorn, den 22. Juli 2004
(L.S.)

(Propst und Vorsitzender Mitglied des 
des Kirchenkreisvorstandes) Kirchenkreisvorstandes)  

*
Die vorstehende Satzung ist durch das Nordelbische Kir-

chenamt mit Schreiben vom 3. August 2004 gemäß Artikel 38
Buchstabe p der Verfassung kirchenaufsichtlich genehmigt
worden.

Kiel, den 4. August 2004

Nordelbisches Kirchenamt
Im Auftrage

Heuer

Az.: 10.8 Rantzau – R Hr



Erste Änderungssatzung
zur Satzung des Ev.-Luth. Kirchenkreises

Herzogtum Lauenburg

Vom 4. Mai 2004

Aufgrund des Artikel 30 Abs. 1 Buchstabe c der Verfassung
der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche hat die Kirchenkreissyn-
ode des Ev.-Luth. Kirchenkreises Herzogtum Lauenburg auf
ihrer Sitzung am 11. November 2003 nachstehende erste Än-
derungssatzung zur Satzung des Ev.-Luth. Kirchenkreises
Herzogtum Lauenburg beschlossen: 

§ 1

§ 17 Absatz 5 der Satzung des Ev.-Luth. Kirchenkreises Her-
zogtum Lauenburg vom 1. November 2000 wird wie folgt neu
gefasst:

„(5) Die kirchlichen Körperschaften und Einrichtungen so-
wie sonstigen juristischen Personen, die durch schriftliche
Vereinbarung Verwaltungsaufgaben an das Kirchenkreisamt
übertragen haben, bilden eine Mitgliederversammlung zur
Mitwirkung in Angelegenheiten der Auftragsverwaltung des
Kirchenkreisamtes.

Der Kirchenkreisvorstand erlässt eine Geschäftsordnung
zur Konstituierung, der Arbeit und den Aufgaben der Mit-
gliederversammlung.“

§ 2

Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach der Bekanntga-
be im Gesetz- und Verordnungsblatt der Nordelbischen Ev.-
Luth. Kirche in Kraft.

Das Nordelbische Kirchenamt hat die nach Artikel 38 Buch-
stabe p der Verfassung erforderliche kirchenaufsichtliche Ge-
nehmigung mit Schreiben vom 18. Juni 2004, Az. 10.1 Herzog-
tum Lauenburg – R Bal, erteilt.

Ratzeburg, den 4. Mai 2004

Der Kirchenkreisvorstand des
Ev.-Luth. Kirchenkreis Herzogtum Lauenburg

Godzik (l.s.) M.  C lausen
Vorsitzender weiteres Mitglied
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Kirchengemeindeverband
Ev.-luth. Kindertageseinrichtungen

im Kirchenkreis Alt-Hamburg

Änderung der Satzung

Die Verbandsvertretung des Kirchengemeindeverbandes
Ev.-luth. Kindertageseinrichtungen im Kirchenkreis Alt-
Hamburg hat auf Ihrer Sitzung vom 14. Juni 2004 die folgende
Satzungsänderung beschlossen. Das Nordelbische Kirchen-
amt hat diese Satzungsänderung mit Schreiben vom 2. Au-
gust 2004, Az. 10 – Kirchengemeindeverband KiTa Alt-Ham-
burg – R Bal, kirchenaufsichtlich genehmigt.

§ 1

Die Satzung des Kirchengemeindeverbandes Ev.-luth. Kin-
dertageseinrichtungen im Kirchenkreis Alt-Hamburg vom
6. November 2003 (GVOBl. 2004 S. 4) wird wie folgt geändert:

In § 1 Abs. 2 werden nach Satz 3 die folgenden Sätze 4 und
5 angefügt:

„Das Kirchensiegel ist spitzoval mit den Abmessungen 40 :
30 mm und trägt die Umschrift ‚Kirchengemeindeverband
Ev.-luth. Kindertageseinrichtungen im Kirchenkreis Alt-
Hamburg‘. Das Siegelbild besteht in einer Darstellung des Jo-
hannes Bugenhagen.“

§ 2

Die Satzungsänderung tritt am Tag nach ihrer Bekanntma-
chung im Gesetz- und Verordnungsblatt der Nordelbischen
Ev.-Luth. Kirche in Kraft.

Kiel, den 2. August 2004

Nordelbisches Kirchenamt

Im Auftrag

Bal lh orn

Az. 10 – Kirchengemeindeverband KiTa Alt-Hamburg – R Bal



Finanzsatzung für den Ev.-Luth. Kirchenkreis Stormarn

Klarstellung

Die Finanzsatzung für den Ev.-Luth. Kirchenkreis Stor-
marn vom 8. Juni 2004 (GVOBl. S. 146) ist mit Wirkung vom
1. Juli 2004 in Kraft getreten. In der Fassung der o.a. Bekannt-
machung unterblieb allerdings versehentlich der Hinweis,
dass zeitgleich alle dieser neuen Satzung entgegenstehenden
Regelungen außer Kraft treten.

Es wird deshalb hiermit klargestellt, dass mit Inkrafttreten
der o.a. Satzung die Finanzsatzung für den Kirchenkreis Stor-
marn vom 28. November 2001 (GVOBl. 2002, S. 143), zuletzt
geändert durch Satzung vom 8. Januar 2003 (GVOBl. S. 60),
außer Kraft getreten ist.

Nordelbisches Kirchenamt

Im Auftrag

Bal lh orn

Az.: 10.8 Stormarn – R GBal



Bekanntgabe der Prüfungskommissionen
für die I. Theologischen Prüfungen im Frühjahr 2005

in Hamburg und Kiel

Das Theologische Prüfungsamt hat die nachstehend aufge-
führten Prüfungskommissionen berufen (Änderungen vor-
behalten):

Hamburg

Bischöfin Jep sen  (Vorsitzende)
Hauptpastor A dol phsen
Prof. Dr. Ah ren s
Hauptpastor Dr. Ah ui s
Pastorin Dr. A lbrec ht
Pastor Dr. B ieh l
Prof. Dr. D ierken
Pastorin Dr. Dr. Ge lder
Propst Dr. Gorsk i
Prof. Dr. Grün berg
Prof. Dr. Gutma nn
Prof. Dr. Har tens te in
Pastor Prof. K i r sc h
Prof. Dr. Moxter
Prof. Dr. Sc hramm
Prof. Dr. Se l l in
Prof. Dr. S te iger
Pastorin Dr. U sarsk i
Pastorin Dr. V oc�ka
Pastorin Dr. Wie fe l - Jenner
Professorin Dr. Ina W i l l i -P le in

Die mündlichen Prüfungen finden am 2. Februar 2005 statt.

Kiel 

Bischof Dr. Knuth  (Vorsitzender)
Pastor Dr. Ac kerma nn
Prof. Dr. Bar te lmus
Professorin Dr. Sabine Bober t
Propst Dr. Ede lmann
Pastorin Dr. Dr. Ge lder
Pastor Dr. Habenic ht
Pastor Kle i n
Prof. Dr. Rosenau
Prof. Dr. Sä nger
Prof. Dr. Dr. Sch i l l in g
Pastor W agn er
Pastor Dr. Wa ubke
Pastor Dr. Wüns che

Die mündlichen Prüfungen finden am 10. Februar 2005 statt. 

Theologisches Prüfungsamt

Im Auftrage

Dr .  Dr .  Ge lder

Pastorin

Az.: 2136 – P Ge/P Joh
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Tarifvertrag zur Einführung des
Kirchlichen Tarifvertrages Diakonie

in der ambulanten Pflege
vom 4. Dezember 2003

Zwischen

dem Verband kirchlicher und diakonischer
Anstellungsträger Nordelbien (VKDA-NEK),

vertreten durch den Vorstand

– einerseits –

und

der Gewerkschaft Kirche und Diakonie – VKM-NE

– andererseits –

wird auf Grundlage der Tarifverträge vom 5. November 1979
Folgendes vereinbart:

Bekanntgabe von Tarifverträgen

Wir veröffentlichen nachstehend die folgenden vom Ver-
band kirchlicher und diakonischer Anstellungsträger Nordel-
bien (VKDA-NEK) geschlossenen Tarifverträge, die in allen
Fällen gesondert, aber jeweils mit gleichem Wortlaut mit der
in den Abdrucken bezeichneten Mitarbeiterorganisationen
abgeschlossen wurden:

1. Tarifvertrag zur Einführung des Kirchlichen Tarifvertra-
ges Diakonie in der ambulanten Pflege vom 4. Dezem-
ber 2003

2. Tarifvertrag zur Einführung des Kirchlichen Tarifvertra-
ges Diakonie in der ambulanten Pflege vom 4. Dezem-
ber 2003

3. Sondervereinbarung zum Tarifvertrag zur Einführung des
Kirchlichen Tarifvertrages Diakonie in der ambulanten
Pflege vom 4. Dezember 2003

Die Verträge sind im Rundschreiben 11/2003 des VKDA-
NEK bekannt gegeben und erläutert worden.

4. Änderungstarifvertrag Nr. 35 vom 22. Januar 2004
zum Kirchlichen Angestelltentarifvertrag (KAT-NEK)

5. Änderungstarifvertrag Nr. 24 vom 22. Januar 2004
zum Kirchlichen Arbeitertarifvertrag (KArbT-NEK)

Die Verträge sind im Rundschreiben 01/2004 des VKDA-
NEK bekannt gegeben und erläutert worden.

6. Tarifvertrag Sonderentgelte zum Tarifvertrag zur Einfüh-
rung des Kirchlichen Tarifvertrages Diakonie in der ambu-
lanten Pflege vom 26. Januar 2004

Der Vertrag ist im Rundschreiben 02/2004 des VKDA-
NEK bekannt gegeben und erläutert worden.

Kiel, den 2. August 2004

Nordelbisches Kirchenamt

Im Auftrag

Gör l i tz

(Oberkirchenrätin)

Az.: 3211 – LDA Gö

*

§ 1
Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt für alle Arbeitnehmerinnen i.S.d.
§§ 1 und 2 KTD, die in einem Arbeitsverhältnis mit der

a) Diakoniestation des Kirchenkreises Niendorf gGmbH (in
Gründung),

b) Diakoniestation Elbgemeinden e.V.,

c) Diakoniestation Flottbek e.V.,

d) Diakoniestation Wellingsbüttel/Bramfeld gGmbH,

e) Diakonie- und Sozialstation Bergedorf e.V.,
f) Diakonie- und Sozialstation Ottensen-Bahrenfeld-Oth-

marschen e.V.,
g) Diakonie St. Pauli GmbH (in Gründung),
h) Diakonie Wilhelmsburg e.V.,
i) Ev. Diakoniezentrum Rahlstedt gGmbH (in Gründung),
j) Ev. Stiftung der Bodelschwingh-Gemeinde
stehen oder bei den Einrichtungen tätig sind.

§ 2
Ersetzung

Der Kirchliche Tarifvertrag Diakonie ersetzt den KAT/
KArbT-NEK.

§ 3
Übergangsbestimmungen

Für Arbeitnehmerinnen, die sich vor dem Zeitpunkt der Er-
setzung bereits in einem Arbeitsverhältnis befanden, das da-
nach fortbesteht, gelten folgende Übergangsbestimmungen:

(1) § 31 Abs. 1 bis 3, 5 KTD werden nicht angewandt.

(2) Die monatlichen Bezüge ergeben sich aus dem Entgelt
nach KTD und einer Besitzstandszulage. Die Besitz-
standszulage orientiert sich an der Höhe der Vergütung
nach KAT/KArbT-NEK am Tage vor der Ersetzung
(Grundvergütung, Ortszuschlag, allgemeine Zulage und
soweit gegeben, ständige Zulagen nach Tarifvertrag), im
Folgenden als alte Vergütung bezeichnet.

a) Für Arbeitnehmerinnen, deren alte Vergütung den
Wert der höchsten Entgeltstufe in ihrer Eingruppie-
rung nach KTD nicht übersteigt, gilt Folgendes:

Abweichend von § 14 Abs. 1 KTD wird für die Ermitt-
lung der Entgeltstufe nicht die Beschäftigungszeit zu
Grunde gelegt, sondern es wird die höchste Entgeltstu-
fe in der jeweiligen Eingruppierung, deren Wert den
Wert der alten Vergütung nicht übersteigt, festgelegt.

Die Besitzstandszulage errechnet sich aus dem Unter-
schied zwischen alter Vergütung und der so ermittel-
ten Vergütung.

Es besteht Anspruch auf Zahlung dieser Besitzstands-
zulage bis zur nächsten Entgeltstufensteigerung.
Grundsätzlich wird für diese erste Entgeltstufensteige-
rung nach der Ersetzung § 14 Abs. 1 KTD angewendet,
wobei die Beschäftigungszeit ab dem Tage der Erset-
zung gewertet wird. Bei weiteren Stufensteigerungen
ist die Arbeitnehmerin so zu stellen, als wenn sie die
Beschäftigungszeit zurückgelegt hätte, die die Voraus-
setzung für die Entgeltstufe (§ 14 Abs. 1 KTD) wäre, in
der sie sich befindet.

b) Für die Fälle, in denen die alte Vergütung die unterste
Entgeltstufe nicht übersteigt, hat die Arbeitnehmerin
weiterhin nur Anspruch auf die alte Vergütung. Diese
nimmt an tariflichen Vergütungserhöhungen teil. Nach
zwei Jahren erhält die Arbeitnehmerin Entgelt aus der
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ersten Entgeltstufe, es sei denn, der Unterschied zwi-
schen dem Betrag der alten Vergütung und dem der er-
sten Stufe beträgt mehr als 100,– �. In diesem Fall wird
zur alten Vergütung nach zwei Jahren eine Zulage von
100,– � gezahlt. Der Anspruch auf Entgelt aus der er-
sten Stufe entsteht dann erstmals nach vier Jahren.

c) Für die Arbeitnehmerinnen, deren alte Vergütung den
Wert der höchsten Entgeltstufe ihrer Eingruppierung nach
KTD übersteigt, gilt Folgendes:

Die Arbeitnehmerin hat neben der Vergütung nach der
höchsten Entgeltstufe ihrer Eingruppierung Anspruch auf
Zahlung einer Besitzstandszulage, die sich aus der Diffe-
renz zwischen alter Vergütung und dem Wert der höch-
sten Entgeltstufe nach KTD ergibt.

Auf die Besitzstandszulage sind zukünftige Tariferhöhun-
gen anzurechnen. Im Gegenzug erhält die Arbeitnehmerin
jeweils eine der Tariferhöhung entsprechende Einmalzah-
lung. Die exakten Werte der Zahlungen und deren Fällig-
keit werden tarifvertraglich im Zuge der Entgeltverhand-
lungen festgelegt. 

d) Entfallen die Voraussetzungen für einen in den Bezügen,
die zum Anspruch auf eine Besitzstandszulage geführt ha-
ben, enthaltenen ehe- und/oder kinderbezogenen Anteil
des Ortszuschlages nach bisherigem Recht, vermindert
sich die Besitzstandszulage entsprechend. Für jedes Kind
ist dabei ein Betrag von 89,- � anzusetzen.

(3) Arbeitnehmerinnen, die zum Zeitpunkt der Ersetzung
gem. § 53 Abs. 3 KAT-NEK unkündbar waren, steht dieses
Recht auch weiterhin zu.

§ 4
Umstellungsmitteilung

Die Arbeitnehmerin erhält spätestens bis zum 29. Februar
2004 eine Mitteilung über alle sie betreffenden Daten zur Um-
stellung der Tarifverträge auf der Grundlage der zu diesem
Zeitpunkt geltenden Tarifverträge. 

§ 5
Sonderentgelte/Wirtschaftlicher Erfolg

Für die ersten drei Jahre nach Ersetzung wird der Anspruch
auf Sonderentgelte nach KTD unter die Bedingung des wirt-
schaftlichen Erfolges der Einrichtung gestellt. Abweichend
von § 17 Abs. 1 und 2 KTD werden die Sonderentgelte zusam-
mengefasst und 60 % bedingt i.S.d. Satzes 1 gezahlt. Bei der
Ermittlung des wirtschaftlichen Erfolges sind Verlustvorträ-
ge des Vorjahres zu berücksichtigen. Näheres regelt ein ge-
sonderter Tarifvertrag, der bis zum 29. Februar 2004 abzu-
schließen ist. 

§ 6
In-Kraft-Treten 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 2004 in Kraft. Abwei-
chend von Satz 1 tritt der Tarifvertrag für die Diakonie- und
Sozialstation Bergedorf e.V. (§ 1 Buchstabe e) am 1. April 2004
und für die Ev. Stiftung der Bodelschwingh-Gemeinde
(§ 1 Buchstabe j)  am 1. Juli 2004 in Kraft.

Hamburg, den 4. Dezember 2003

Für den Verband Für die
kirchlicher und diakonischer Gewerkschaft
Anstellungsträger Nordelbien Kirche und Diakonie 
(VKDA-NEK) – VKM-NE

gez. Unterschriften gez. Unterschriften

*

Tarifvertrag zur Einführung des
Kirchlichen Tarifvertrages Diakonie 

in der ambulanten Pflege
vom 4. Dezember 2003

Zwischen

dem Verband kirchlicher und diakonischer
Anstellungsträger Nordelbien (VKDA-NEK),

vertreten durch den Vorstand

– einerseits –

und

der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft
Landesbezirke Hamburg und
Schleswig-Holstein/Mecklenburg-Vorpommern

– andererseits –

wird auf Grundlage der Tarifverträge vom 5. November 1979
Folgendes vereinbart:

§ 1
Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt für alle Arbeitnehmerinnen i.S.d.
§§ 1 und 2 KTD, die in einem Arbeitsverhältnis mit der

a) Diakoniestation des Kirchenkreises Niendorf gGmbH (in
Gründung),

b) Diakoniestation Elbgemeinden e.V.,

c) Diakoniestation Flottbek e.V.,

d) Diakoniestation Wellingsbüttel / Bramfeld gGmbH,

e) Diakonie- und Sozialstation Bergedorf e.V.,

f) Diakonie- und Sozialstation Ottensen-Bahrenfeld-Oth-
marschen e.V.,

g) Diakonie St. Pauli GmbH (in Gründung),

h) Diakonie Wilhelmsburg e.V.,

i) Ev. Diakoniezentrum Rahlstedt gGmbH (in Gründung),

j) Ev. Stiftung der Bodelschwingh-Gemeinde

stehen oder bei den Einrichtungen tätig sind.

§ 2
Ersetzung

Der Kirchliche Tarifvertrag Diakonie ersetzt den KAT/
KArbT-NEK.

§ 3
Übergangsbestimmungen 

Für Arbeitnehmerinnen, die sich vor dem Zeitpunkt der Er-
setzung bereits in einem Arbeitsverhältnis befanden, das da-
nach fortbesteht, gelten folgende Übergangsbestimmungen:

(1) § 31 Abs. 1 bis 3, 5 KTD werden nicht angewandt.

(2) Die monatlichen Bezüge ergeben sich aus dem Entgelt
nach KTD und einer Besitzstandszulage. Die Besitzstandszu-
lage orientiert sich an der Höhe der Vergütung nach KAT/
KArbT-NEK am Tage vor der Ersetzung (Grundvergütung,
Ortszuschlag, allgemeine Zulage und soweit gegeben, ständi-
ge Zulagen nach Tarifvertrag), im Folgenden als alte Vergü-
tung bezeichnet.

a) Für Arbeitnehmerinnen, deren alte Vergütung den Wert
der höchsten Entgeltstufe in ihrer Eingruppierung nach
KTD nicht übersteigt, gilt Folgendes:

Abweichend von § 14 Abs. 1 KTD wird für die Ermittlung
der Entgeltstufe nicht die Beschäftigungszeit zu Grunde
gelegt, sondern es wird die höchste Entgeltstufe in der je-
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weiligen Eingruppierung, deren Wert den Wert der alten
Vergütung nicht übersteigt, festgelegt.

Die Besitzstandszulage errechnet sich aus dem Unter-
schied zwischen alter Vergütung und der so ermittelten
Vergütung.

Es besteht Anspruch auf Zahlung dieser Besitzstandszula-
ge bis zur nächsten Entgeltstufensteigerung. Grundsätz-
lich wird für diese erste Entgeltstufensteigerung nach der
Ersetzung § 14 Abs. 1 KTD angewendet, wobei die Beschäf-
tigungszeit ab dem Tage der Ersetzung gewertet wird. Bei
weiteren Stufensteigerungen ist die Arbeitnehmerin so zu
stellen, als wenn sie die Beschäftigungszeit zurückgelegt
hätte, die die Voraussetzung für die Entgeltstufe (§ 14
Abs. 1 KTD) wäre, in der sie sich befindet.

b) Für die Fälle, in denen die alte Vergütung die unterste Ent-
geltstufe nicht übersteigt, hat die Arbeitnehmerin weiter-
hin nur Anspruch auf die alte Vergütung. Diese nimmt an
tariflichen Vergütungserhöhungen teil. Nach zwei Jahren
erhält die Arbeitnehmerin Entgelt aus der ersten Entgelt-
stufe, es sei denn, der Unterschied zwischen dem Betrag
der alten Vergütung und dem der ersten Stufe beträgt
mehr als 100,– �. In diesem Fall wird zur alten Vergütung
nach zwei Jahren eine Zulage von 100,– � gezahlt. Der An-
spruch auf Entgelt aus der ersten Stufe entsteht dann erst-
mals nach vier Jahren.

c) Für die Arbeitnehmerinnen, deren alte Vergütung den
Wert der höchsten Entgeltstufe ihrer Eingruppierung nach
KTD übersteigt, gilt Folgendes:

Die Arbeitnehmerin hat neben der Vergütung nach der
höchsten Entgeltstufe ihrer Eingruppierung Anspruch auf
Zahlung einer Besitzstandszulage, die sich aus der Diffe-
renz zwischen alter Vergütung und dem Wert der höch-
sten Entgeltstufe nach KTD ergibt.

Auf die Besitzstandszulage sind zukünftige Tariferhöhun-
gen anzurechnen. Im Gegenzug erhält die Arbeitnehmerin
jeweils eine der Tariferhöhung entsprechende Einmalzah-
lung. Die exakten Werte der Zahlungen und deren Fällig-
keit werden tarifvertraglich im Zuge der Entgeltverhand-
lungen festgelegt. 

d) Entfallen die Voraussetzungen für einen in den Bezügen,
die zum Anspruch auf eine Besitzstandszulage geführt ha-
ben, enthaltenen ehe- und/oder kinderbezogenen Anteil
des Ortszuschlages nach bisherigem Recht, vermindert
sich die Besitzstandszulage entsprechend. Für jedes Kind
ist dabei ein Betrag von 89,– � anzusetzen.

(3) Arbeitnehmerinnen, die zum Zeitpunkt der Ersetzung
gem. § 53 Abs. 3 KAT-NEK unkündbar waren, steht dieses
Recht auch weiterhin zu.

§ 4
Umstellungsmitteilung

Die Arbeitnehmerin erhält spätestens bis zum 29. Februar
2004 eine Mitteilung über alle sie betreffenden Daten zur Um-
stellung der Tarifverträge auf der Grundlage der zu diesem
Zeitpunkt geltenden Tarifverträge.

§ 5
In-Kraft-Treten 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 2004 in Kraft. Er gilt
zusammen mit einer befristeten Regelung zu den Sonderent-
gelten. Abweichend von Satz 1 tritt der Tarifvertrag für die
Diakonie- und Sozialstation Bergedorf e.V. (§ 1 Buchstabe e)
am 1. April 2004 und für die Ev. Stiftung der Bodelschwingh-
Gemeinde (§ 1 Buchstabe j)  am 1. Juli 2004 in Kraft.

Hamburg, den 4. Dezember 2003

Für den Verband Für die
kirchlicher und diakonischer Vereinte Dienstleistungs-
Anstellungsträger Nordelbien gewerkschaft
(VKDA-NEK) Landesbezirke Hamburg 

und
Schleswig-Holstein/
Mecklenburg-Vorpommern

gez. Unterschriften gez. Unterschriften

*

Sondervereinbarung zum Tarifvertrag
zur Einführung des

Kirchlichen Tarifvertrages Diakonie
in der ambulanten Pflege

vom 4. Dezember 2003

Zwischen
dem Verband kirchlicher und diakonischer
Anstellungsträger Nordelbien (VKDA-NEK),
vertreten durch den Vorstand

– einerseits –
und
der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft
Landesbezirke Hamburg und
Schleswig-Holstein/Mecklenburg-Vorpommern

– andererseits –
wird auf Grundlage der Tarifverträge vom 5. November 1979
Folgendes vereinbart:

§ 1

Für alle Arbeitnehmerinnen, die unter den Tarifvertrag zur
Einführung des Kirchlichen Tarifvertrages Diakonie in der
ambulanten Pflege vom 4. Dezember 2003 fallen, wird verein-
bart, dass der Anspruch auf Sonderentgelte in den ersten drei
Jahren nach dem Ersetzungszeitpunkt in der Einrichtung un-
ter die Bedingung des wirtschaftlichen Erfolges gestellt wird.
Abweichend von § 17 Abs. 1 und 2 KTD werden die Sonde-
rentgelte zusammengefasst und 60 % bedingt i.S.d. Satzes 1
gezahlt. Bei der Ermittlung des wirtschaftlichen Erfolges sind
Verlustvorträge des Vorjahres zu berücksichtigen. Näheres
regelt ein gesonderter Tarifvertrag, der bis zum 29. Februar
2004 abzuschließen ist.

§ 2
Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 2004 in Kraft.

Hamburg, den 4. Dezember 2003

Für den Verband Für die
kirchlicher und diakonischer Vereinte Dienstleistungs-
Anstellungsträger Nordelbien gewerkschaft
(VKDA-NEK) Landesbezirke Hamburg 

und
Schleswig-Holstein/
Mecklenburg-Vorpommern

gez. Unterschriften gez. Unterschriften

*
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Änderungstarifvertrag Nr. 35
vom 22. Januar 2004

zum Kirchlichen Angestelltentarifvertrag (KAT-NEK)

Zwischen

dem Verband kirchlicher und diakonischer
Anstellungsträger Nordelbien (VKDA-NEK),

vertreten durch den Vorstand

– einerseits –

und

der Gewerkschaft Kirche und Diakonie – VKM-NE

– andererseits –

wird auf der Grundlage der Tarifverträge vom 5. Novem-
ber 1979 Folgendes vereinbart:

§ 1
Änderung des KAT-NEK

Der Kirchliche Angestelltentarifvertrag (KAT-NEK) vom
15. Januar 1982, zuletzt geändert durch den Änderungstarif-
vertrag Nr. 34 vom 16. Juni 2003, wird wie folgt geändert:

1. In § 2 wird nach Buchstabe g) ein Komma und folgender
Buchstabe h) eingefügt: „h) die gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 1 und
Nr. 2 SGB IV geringfügig beschäftigt sind“.

2. Der Anlage 2 wird folgende Anlage h) angefügt:

Sonderregelungen
für geringfügig Beschäftigte (SR 2 h KAT-NEK)

Nr. 1
Geltungsbereich

Diese Sonderregelungen gelten für Angestellte, die gemäß
§ 8 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 SGB IV geringfügig beschäftigte An-
gestellte sind, wenn sie aus persönlichen oder wirtschaftli-
chen Gründen ausschließlich eine geringfügige Beschäfti-
gung wünschen und schriftlich auf die Anwendung der unter
der Nr. 2 genannten tarifrechtlichen Vorschriften verzichten.

Nr. 2
Ausnahmen

(1) Die Vorschriften der §§ 22 bis 29  finden keine Anwen-
dung. Stattdessen gelten die anhängenden pauschalen Stun-
denvergütungen bzw. die vereinbarte Pauschalvergütung.
Der Verzicht auf Vorlage einer Lohnsteuerkarte oder Anwen-
dung der Lohnsteuerklasse VI kann bei Ermittlung der pau-
schalen Stundenvergütungen berücksichtigt werden. 

(2) Die Pauschalvergütung ergibt sich aus dem zwölffa-
chen der jeweils gültigen Verdienstgrenze aus § 8 Abs. 1 Nr. 1
SGB IV gemindert um die Ansprüche aus den Tarifverträgen
TVUrlaubsG und TVZuwendung.

(3) Im gegenseitigen Einvernehmen kann aus den pauscha-
len Stundenvergütungen eine individuelle Pauschalvergü-
tung ermittelt werden.

(4) Die Anwendung des § 35 KAT-NEK wird auf die steu-
er- und sozialversicherungsfreien Zuschläge beschränkt.

(5) Sofern nicht bereits ein Ausschluss nach § 28 Abs. 2 Sat-
zung VBL oder vergleichbarer Regelungen anderer Zusatz-
versorgungskassen besteht, kann auf die Anwendung des
§ 46 verzichtet werden. Der Verzicht ist nur möglich, wenn
Nr. 2 Abs. 1 zum Tragen kommt.

(6) Abweichend vom TVZuwendung und TVUrlaubsG
wird vereinbart, diese Summen in monatlichen Teilbeträgen
auszuzahlen.

Nr. 3
Belehrungspflicht

Die Verzichtserklärung wird erst wirksam, wenn der An-
gestellte über die Folgen der Nichtanwendung der genannten
Tarifvorschriften belehrt wurde.

Nr. 4
Unvorhersehbarer Bedarf

Tritt bei dem Anstellungsträger unvorhersehbarer Arbeits-
kräftebedarf ein, dürfen die arbeitsvertraglich vereinbarten
Grenzen zwei Mal im Laufe eines Kalenderjahres überschrit-
ten werden. Für die Vergütungszahlungen gelten die verein-
barten pauschalen Stundenvergütungen. Bei Pauschalvergü-
tungen gilt § 34 sinngemäß.

§ 2
In-Kraft-Treten

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. März 2004 in Kraft. 

Kiel, den 22. Januar 2004 

Für den Verband Für die
kirchlicher und diakonischer Gewerkschaft VKM-NE
Anstellungsträger Nordelbien
(VKDA-NEK)

gez. Unterschriften gez. Unterschriften

*
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Änderungstarifvertrag Nr. 24
vom 22. Januar 2004

zum Kirchlichen Arbeitertarifvertrag (KArbT-NEK)

Zwischen

dem Verband kirchlicher und diakonischer
Anstellungsträger Nordelbien (VKDA-NEK),

vertreten durch den Vorstand

– einerseits –

und

der Gewerkschaft Kirche und Diakonie – VKM-NE

– andererseits –

wird auf der Grundlage der Tarifverträge vom 5. Novem-
ber 1979 Folgendes vereinbart:

§ 1
Änderung des KArbT-NEK

Der Kirchliche Arbeitertarifvertrag (KArbT-NEK) vom
17. Mai 1982, zuletzt geändert durch den Änderungstarifver-
trag Nr. 23 vom 16. Juni 2003 wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 wird nach Buchstabe f) ein Komma und folgender
Buchstabe g) eingefügt: „g) die gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 1 und
Nr. 2 SGB IV geringfügig beschäftigt sind“.

2. Der Anlage 2 wird folgende Anlage g) angefügt:

Sonderregelungen
für geringfügig Beschäftigte (SR 2 g KArbT-NEK)

Nr. 1
Geltungsbereich

Diese Sonderregelungen gelten für Arbeiter, die gemäß § 8
Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 SGB IV geringfügig beschäftigte Arbei-
ter sind, wenn sie aus persönlichen oder wirtschaftlichen
Gründen ausschließlich eine geringfügige Beschäftigung
wünschen und schriftlich auf die Anwendung der unter der
Nr. 2 genannten tarifrechtlichen Vorschriften verzichten.

Nr. 2
Ausnahmen

(1) Die Vorschriften der §§ 22 bis 29 finden keine Anwen-
dung. Stattdessen gelten die anhängenden pauschalen Stun-
denvergütungen bzw. die vereinbarte Pauschalvergütung.
Der Verzicht auf Vorlage einer Lohnsteuerkarte oder Anwen-
dung der Lohnsteuerklasse VI kann bei Ermittlung der pau-
schalen Stundenvergütungen berücksichtigt werden. 

(2) Die Pauschalvergütung ergibt sich aus dem zwölffachen
der jeweils gültigen Verdienstgrenze aus § 8 Abs. 1 Nr. 1
SGB IV gemindert um die Ansprüche aus den Tarifverträgen
TVUrlaubsG und TVZuwendung.

(3) Im gegenseitigen Einvernehmen kann aus den pauscha-
len Stundenvergütungen eine individuelle Pauschalvergü-
tung ermittelt werden.

(4) Die Anwendung des § 35 KAT-NEK wird auf die steu-
er- und sozialversicherungsfreien Zuschläge beschränkt.

(5) Sofern nicht bereits ein Ausschluss nach § 28 Abs. 2 Sat-
zung VBL oder vergleichbarer Regelungen anderer Zusatz-
versorgungskassen besteht, kann auf die Anwendung des
§ 46 verzichtet werden. Der Verzicht ist nur möglich, wenn
Nr. 2 Abs. 1 zum Tragen kommt.

(6) Abweichend vom TVZuwendung und TVUrlaubsG
wird vereinbart, diese Summen in monatlichen Teilbeträgen
auszuzahlen. 

Nr. 3
Belehrungspflicht

Die Verzichtserklärung wird erst wirksam, wenn der Ar-
beiter über die Folgen der Nichtanwendung der genannten
Tarifvorschriften belehrt wurde.

Nr. 4
Unvorhersehbarer Bedarf

Tritt bei dem Anstellungsträger unvorhersehbarer Arbeits-
kräftebedarf ein, dürfen die arbeitsvertraglich vereinbarten
Grenzen zwei Mal im Laufe eines Kalenderjahres überschrit-
ten werden. Für die Vergütungszahlungen gelten die verein-
barten pauschalen Stundenvergütungen. Bei Pauschalvergü-
tungen gilt § 34 sinngemäß.

§ 2
In-Kraft-Treten

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. März 2004 in Kraft. 

Kiel, den 22. Januar 2004 

Für den Verband Für die
kirchlicher und diakonischer Gewerkschaft VKM-NE
Anstellungsträger Nordelbien
(VKDA-NEK)

gez. Unterschriften gez. Unterschriften
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Tarifvertrag Sonderentgelte
zum Tarifvertrag zur Einführung des
Kirchlichen Tarifvertrages Diakonie

in der ambulanten Pflege
vom 26. Januar 2004

Zwischen

dem Verband kirchlicher und diakonischer
Anstellungsträger Nordelbien (VKDA-NEK),

vertreten durch den Vorstand

– einerseits –

und

der Gewerkschaft Kirche und Diakonie – VKM-NE

der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft
Landesbezirke Hamburg und
Schleswig-Holstein/Mecklenburg-Vorpommern

– andererseits –

wird auf Grundlage der Tarifverträge vom 5. November 1979
Folgendes vereinbart:

§ 1

Dieser Tarifvertrag gilt für alle Arbeitnehmerinnen im Sin-
ne des § 1 des Tarifvertrages zur Einführung des Kirchlichen
Tarifvertrages Diakonie in der ambulanten Pflege vom
4. Dezember 2003.

§ 2

Ausgehend von dem Grundsatz, dass der Arbeitnehmerin
nach den Regeln des KTD Sonderentgelte in Höhe von insge-
samt 86 % eines Monatsentgelts pro Jahr zustehen, gelten in
den Jahren 2004, 2005 und 2006 statt § 17 Abs. 1 und 2 KTD die
Regeln der nachfolgenden Paragrafen:

§ 3

(1) Die Arbeitnehmerin, die am 1. November des Jahres im
Arbeitsverhältnis steht, hat im November Anspruch auf Zah-
lung eines Sonderentgelts in Höhe von 26 % des der Arbeit-
nehmerin in diesem Monat zustehenden Arbeitsentgelts nach
§ 14 KTD zuzüglich der Zuschläge nach § 12 KTD und der Zu-
lagen nach § 13 KTD. Der Anspruch reduziert sich um 1/12
für jeden Kalendermonat des laufenden Kalenderjahres, in
dem die Arbeitnehmerin keinen Anspruch auf Entgelt oder
Zahlung nach dem Mutterschutzgesetz hat. 

(2) Weiterhin hat die Arbeitnehmerin, die am 1. November
des Jahres im Arbeitsverhältnis steht, am 1. April des Folge-
jahres Anspruch auf Zahlung eines Sonderentgelts in Höhe
eines nach § 4 zu berechnenden Prozentsatzes ihres Monats-
entgelts analog Abs. 1 in Abhängigkeit vom wirtschaftlichen
Erfolg der Einrichtung, höchstens jedoch 60 % eines Monats-
entgelts.

§ 4

(1) Die Höhe des Anspruchs nach § 3 Abs. 2 bestimmt sich
nach dem geprüften Jahresergebnis einschl. des vollen An-
spruches nach § 17 KTD. Ist dieses Ergebnis positiv, werden
60 % analog § 3 Abs. 1 gezahlt. Ist das Ergebnis danach nega-
tiv, so vermindert sich der Anspruch der Arbeitnehmerin auf
das Sonderentgelt in Abhängigkeit von der Höhe des negati-
ven Ergebnisses. Der Prozentsatz des fälligen Sonderentgelts
ergibt sich aus folgender Berechnung:

Vom Gesamtwert aller fälligen Sonderentgelte (60 % des
Novemberentgelts) wird die Summe des Defizits abgezogen.
Ist die so ermittelte Differenz positiv, wird sie in Prozent des
Entgelts errechnet und entsprechend ausgezahlt. 

§ 5

(1) Es wird eine Steuerungsgruppe gebildet. Sie dient der
Sicherung des wirtschaftlichen Erfolges um die Zahlung der
Sonderentgelte nach § 17 KTD zu ermöglichen.

(2) Die Steuerungsgruppe besteht aus der Geschäftsfüh-
rung und zwei von den vertragschließenden Gewerkschaften
benannten Arbeitnehmerinnen der Einrichtung, sowie den
zuständigen Gewerkschaftssekretärinnen. 

(3) Die Steuerungsgruppe tagt einmal im Quartal. Sie ist
unverzüglich einzuberufen, wenn der wirtschaftliche Erfolg
gefährdet ist. 

(4) Die Rechtsstellung der Arbeitnehmerinnenvertreter in
der Steuerungsgruppe entspricht den Bestimmungen der
§§ 19 - 21 MVG.

(5) Den Mitgliedern der Steuerungsgruppe sind alle not-
wendigen Daten zur Erledigung ihrer Aufgaben rechtzeitig
zur Verfügung zu stellen. Dazu zählt insbesondere die Kos-
tenstellenrechnung. 

Die Steuerungsgruppe ist berechtigt, zur Prüfung der Da-
ten externen Sachverstand hinzuzuziehen.

(6) Die Steuerungsgruppe hat gegenüber den Arbeitneh-
merinnen vierteljährlich Berichtspflicht über die voraussicht-
liche wirtschaftliche Entwicklung. 

(7) Die Steuerungsgruppe hat insbesondere folgende Auf-
gaben:

a) Sie diskutiert, initiiert und kontrolliert Maßnahmen, die
der positiven wirtschaftlichen Entwicklung dienen.

b) Sie erarbeitet den Beschlussvorschlag für die Zahlung der
Sonderentgelte gem. § 3 Abs. 2 und leitet ihn an die Tarif-
vertragsparteien weiter.

c) Sie kann in Abweichung von § 3 Abs. 2 eine andere Fällig-
keit festlegen. Die zahlbaren Entgelte sind mit 1/3 % per
Monat zu verzinsen.

(8) Für die Beschlussfassung gilt das Konsensprinzip. Bei
Streitigkeiten werden die zuständigen hauptamtlichen Ver-
treter der Tarifvertragsparteien hinzugezogen. 

Protokollnotiz zu Absatz 5: 

Vorzugsweise ist der die Einrichtung prüfende Wirtschafts-/
Steuerprüfer bzw. -berater hinzuzuziehen.

§ 6

(1) Die Tarifvertragsparteien schließen für die Laufzeit die-
ses Tarifvertrages betriebsbedingte Kündigungen grundsätz-
lich aus. 

(2) Sollten betriebsbedingte Kündigungen trotzdem not-
wendig sein, sind alle Leitungen der Einrichtungen im Gel-
tungsbereich dieses Tarifvertrages verpflichtet, die Weiterbe-
schäftigung der betroffenen Arbeitnehmerin in ihrer Einrich-
tung zu prüfen. 

(3) Kommt es zu keiner weiteren Beschäftigung, hat die Ar-
beitnehmerin rückwirkend Anspruch auf Zahlung der Son-
derentgelte nach § 17 Abs. 1 und 2 KTD. Bereits gezahlte Be-
träge sind anzurechnen. 

§ 7

Die Steuerungsgruppe prüft im dritten Quartal 2007, inwie-
weit die aktuelle wirtschaftliche Situation es ermöglicht, den
Arbeitnehmerinnen eine Sonderzahlung als Ausgleich für
den in den Vorjahren geleisteten Verzicht zukommen zu las-
sen.
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§ 8

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 2004 in Kraft. Er tritt
am 31. Dezember 2007 außer Kraft. Nachwirkungen sind aus-
geschlossen.

Hamburg, den 26. Januar 2004

Für den Verband Für die
kirchlicher und diakonischer Gewerkschaften
Anstellungsträger Nordelbien
(VKDA-NEK)
gez. Unterschriften gez. Unterschriften



Bekanntgabe neuer Kirchensiegel

Die  Einführung des nachstehend abgedruckten Kirchen-
siegels ist durch das Nordelbische Kirchenamt genehmigt
worden.

Kiel, den 2. August 2004

Nordelbisches Kirchenamt

Im Auftrag

Bal lh orn

Az.: 10.9 KGV KiTa Alt-Hamburg – R Bal

Die Umschrift des Kirchensiegels lautet:

„KIRCHENGEMEINDEVERBAND EV.-LUTH. KINDERTA-
GESEINRICHTUNGEN IM KIRCHENKREIS ALT-HAM-
BURG „

*

Die Einführung des nachstehend abgedruckten Kirchensie-
gels ist durch das Nordelbische Kirchenamt genehmigt wor-
den.

Kiel, den 27. Juli 2004

Nordelbisches Kirchenamt

Im Auftrag

Ba l lhorn

Az.: 10.9 KK Lübeck  –  R Bal

Die Umschrift des Kirchensiegels lautet:

„EVANGELISCH-LUTHERISCHER KIRCHENKREIS LÜ-
BECK“

Das Siegel trägt im Siegelbild die Inschrift:

„CRUX FUGAT OMNE MALUM“



Pfarrstellenaufhebung

Die Pfarrstelle des Kirchenkreises Angeln zur Dienstleistung
mit besonderem Auftrag wird mit Wirkung vom 1. Septem-
ber 2004 aufgehoben.

Az.: 20 Kkr. Angeln Dienstleistung mit besonderem Auftrag
– P No/P Ha



Pfarrstellenerrichtung

Die 3. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Hamburg-Sinstorf,
Kirchenkreis Harburg, wird mit Wirkung vom 1. Septem-
ber 2004 errichtet.

Az.: 20 Hamburg-Sinstorf (3) – P No/P He
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I I I .  Pfarrs te l lenausschreibungen
der  Landeskirchen Nordelbiens ,  Mecklenburgs  und Pommerns

In der Kirchengemeinde Fockbek im Kirchenkreis Rends-
burg ist die 3. Pfarrstelle im Gesamtumfang von 100 % vakant
und zum 1. März 2005 durch bischöfliche Ernennung neu zu
besetzen. 

Die Kirchengemeinde hat insgesamt drei Pfarrstellen. Die
Pfarrstelle I (Fockbek) ist mit einer Pastorin besetzt, die Pfarr-
stelle II (Nübbel und Fockbek) wird von einem Pastor zur An-
stellung verwaltet. 50 % der Pfarrstelle Fockbek III sind für die
pastorale Versorgung des Gemeindeteiles Alt-Duvenstedt be-
stimmt, die anderen 50 % für Dienstaufträge in den benach-
barten Kirchengemeinden Hamdorf und Hohn. 

Unsere Gemeinde umfasst die Orte Fockbek (ca. 4.200 Ge-
meindeglieder), Nübbel (ca. 1.300 Gemeindeglieder) und Alt-
Duvenstedt (ca. 1.400 Gemeindeglieder) mit jeweils eigenen
Kirchen, Gemeindehäusern und Friedhöfen. Bei uns leben
viele Familien mit Kindern. Die Kirchengemeinde ist Trägerin
eines großen Kindergartens. Ein Schwerpunkt der Gemeinde-
arbeit liegt in der Arbeit mit Familien und Kindern, ein ande-
rer in den Amtshandlungen, den Gottesdiensten in unter-
schiedlichen Formen (neben normalen Gottesdiensten auch
Familien-, Kindergarten- und Schulgottesdienste etc.) und in
der Arbeit mit Senioren. Für Konfirmanden haben wir ein In-
ternet-Café eingerichtet. Außerdem gibt es einen Gospel- und
einen Kirchenchor sowie eine ehrenamtlich geleitete Kinder-
und Jugendbücherei. In unserer Gemeinde arbeiten ein Dia-
kon, eine Sekretärin, die Küster und Küsterinnen, eine Orga-
nistin, die Friedhofsarbeiter und ein großes Kindergartente-
am.

Wir suchen einen Pastor/eine Pastorin, der/die sich tradi-
tioneller pastoraler Arbeit verbunden weiß und auch für neue
Wege offen ist.

Die Dorfgemeinschaft Alt-Duvenstedt schätzt die einfühl-
same Trauerbegleitung und zeigt deutlich ihre Zugehörigkeit
bei besonderen Gottesdiensten wie Konfirmation oder Ein-
schulung. Besuche sind gern gesehen, ebenfalls das Wahrneh-
men repräsentativer Anlässe. Im kirchlichen Unterricht ak-
zeptieren die Jugendlichen vielfältige Arbeitsformen. Gottes-
dienste finden etwa zwei Mal im Monat statt, häufig unter
Einbeziehung der Kinder, die sich im Gemeindehaus zum
Kindermorgen treffen.

Es gibt eine selbstständige Frauen- und Weltgebetstagsar-
beit. Selbstständig ist auch ein Chor, der gerne drei- bis vier-
mal im Jahr im Gottesdienst singt. Fast jedes Jahr findet sich
ein Team zur Durchführung von Kinderbibeltagen. Ehren-
amtliche leiten die offene Seniorenarbeit. Das Gemeindehaus
wirkt durch einen Wintergarten sehr einladend und ist auch
offen für Gastgruppen. Hier hat die kirchliche Kindergruppe
mit dem Diakon ihren Platz. Der Kirchenvorstand möchte die
Jugendarbeit fördern und würde sich über eine Unterstüt-
zung freuen.

Eine Dienstwohnung für diese Pfarrstelle ist nicht vorhan-
den. Wir wünschen uns, dass der Pastor/die Pastorin dieser
Pfarrstelle seinen Lebensmittelpunkt in Alt-Duvenstedt hat,
und sind bei der Suche nach einer Wohnung oder einem Haus
gern behilflich.

Der Dienstauftrag in der Kirchengemeinde  Hamdorf be-
zieht sich auf einen monatlichen Gottesdienst, Beteiligung am
Konfirmandenunterricht mit dem neu eingeführten KU-4-
Modell, Vertretung und anteilige Gemeindearbeit bei Amts-
handlungen, Andachten in Senioren- und Pflegeeinrichtun-
gen sowie Geburtstagsbesuchen.

Der Dienstauftrag in der Kirchengemeinde Hohn bezieht
sich vor allem auf die Vertretung in Urlaubszeiten und ggfs.
bei Krankheit sowie auf die Übernahme von Gottesdiensten
nach Absprache.

Nähere Einzelheiten werden in Zusammenarbeit mit der
Arbeitsstelle für Personal- und Gemeindeentwicklung des
Kirchenkreises Rendsburg verabredet.

Bewerbungen sind zu richten an den Herrn Bischof für den
Sprengel Schleswig über den Herrn Propst des Kirchenkrei-
ses Rendsburg, An der Marienkirche 7-8, 24768 Rendsburg.

Bewerberinnen und Bewerber aus Mecklenburg und Pom-
mern richten ihre Bewerbung über das dortige Kirchenamt an
das Personaldezernat des Nordelbischen Kirchenamts, Däni-
sche Str. 21-35, 24103 Kiel .

Auskünfte erteilen der Vorsitzende des Kirchenvorstands
Fockbek, Herr Bernd Agge, Wittrehm 27, 24809 Nübbel, Tele-
fon 0 43 31/6 37 45 sowie Propst Kai Reimer, An der Marien-
kirche 7-8, 24768 Rendsburg, Telefon 0 43 31/59 03 70.

Die Bewerbungsfrist endet mit Ablauf des 15. Oktober 2004.

Diese Frist ist eine Ausschlussfrist. Entscheidend ist nicht
der Poststempel, sondern der rechtzeitige Zugang bei der an-
gegebenen Adresse. Verspätet eingegangene Bewerbungen
müssen unberücksichtigt bleiben.

Az.: 20 Fockbek (3) – P Ha (P He)

*

In der Domgemeinde Hadersleben im Bischofstum Haders-
lev wird die Pfarrstelle für den deutschsprachigen Teil der
Gemeinde ab dem 1. September 2004 vakant und ist zum
nächstmöglichen Zeitpunkt mit einem Pastor oder einer Pa-
storin neu zu besetzen.

Die Stellung ist in der Besoldungsgruppe 16-21-29-31 der
Dänischen Kirche klassifiziert (mit einem Verfügungs-Zu-
satz).

Bewerberinnen und Bewerber müssen ein theologisches
Kandidat-Examen entweder aus einer dänischen oder einer
deutschen theologischen Fakultät besitzen (für Deutsche:
1. und 2. Theologisches Examen).

Der/die deutsche Pfarrer/in steht für den Bischof für be-
sondere zwischenkirchliche/zwischenkulturelle Aufgaben
zur Verfügung in einem Ausmaß von 30 % des Stellenum-
fangs, hierunter die Entwicklung der Zusammenarbeit zwi-
schen lutherischen Minderheit- und Mehrheitkirchen im
Grenzland und der Kontakte mit den deutschen evangeli-
schen Kirchen.

Die deutsche Pfarrstelle ist dem Dom zugeordnet, an dem
außerdem 3,5 dänische Pastoren tätig sind.

Der deutsche Pastor hält seine Gottesdienste turnusmäßig
in drei Kirchen der Stadt.

Das Pastorat liegt zentral am Stadtpark mit Blick auf einen
See. Es ist 1928 erbaut worden. Der „Deutsche Schulverein“
betreibt in Hadersleben einen Kindergarten und eine Privat-
schule (1. - 9. Klasse) mit deutscher und dänischer Unter-
richtssprache.

In Apenrade (Aabenraa) gibt es ein deutsches Gymnasium,
dessen Abitur zum Studium sowohl in Dänemark als auch in
Deutschland berechtigt.
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Näheres über Besoldung und andere dienstliche Verhält-
nisse  ist  bei  der  Bischofskanzlei  Haderslev  (Postfach  295,
DK-6100 Haderslev, mail: kmhad@km.dk) zu erfragen. 

Übrige Auskünfte über die Gemeinde erteilt das Mitglied
des Kirchenvorstandes, Peter Jürgensen, Tel. +45 74 52 46 59
(mail: gpjurgensen@mail.tele.dk).

Bewerbungen   sind   zu   richten   an   die   Bischofs-Kanzlei
Haderslev, Postfach 295, DK-6100 Haderslev, Dänemark.

Die Bewerbungsfrist endet am 27. September 2004. 

Diese Frist ist eine Ausschlussfrist. Entscheidend ist nicht
der Poststempel, sondern der rechtzeitige Zugang bei der an-
gegebenen Adresse.

Az.: 20 Hadersleben Dänische Volkskirche – P Kä

*

Im Kirchenkreis Alt-Hamburg ist das Amt des Hauptpa-
stors/der Hauptpastorin an der Hauptkirche St. Michaelis
zum 1. September 2005 zu besetzen.

Der jetzige Hauptpastor geht zum 31.08.2005 in den Ruhe-
stand.

Die traditionsreiche Hauptkirche, Wahrzeichen der Stadt,
ist die größte Kirche Hamburgs. Sie hat eine lange Predigttra-
dition und hat sich als Kirche für die ganze Stadt entwickelt.
Die Ortsgemeinde mit zwei Bezirken hat 3.700 Gemeindeglie-
der. Die Kirchengemeinde beschäftigt 40 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter. Hinzu kommt eine Vielzahl von ehrenamt-
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Zur Finanzierung
und Organisation der vielfältigen Aufgaben dienen St. Mi-
chaelis eine Stiftung und zwei GmbHs (St. Michaelis-Musik-
GmbH und St. Michaelis-Turm GmbH). Das kirchliche Leben
an St. Michaelis wird geprägt durch ein vielfältiges Gottes-
dienstangebot und große Kirchenmusik. Die Gottesdienste
sind auf das Kirchenjahr ausgerichtet und beziehen Zielgrup-
pen sowie kirchliche und gesellschaftlich wichtige Themen
ein. 

Die Hauptkirche St. Michaelis ist zugleich die Predigtstätte
der Bischöfin/des Bischofs für Hamburg. 

Die Aufgaben des Hauptpastors/der Hauptpastorin orien-
tieren sich an der Profilierung der Kirche für die Stadt. Dabei
ist die Zusammenarbeit mit wichtigen Organisationen der
Politik, der Wirtschaft und der Kultur ein Schwerpunkt. Zu
seinen/ihren Aufgaben gehört die Leitung der Kirchenein-
trittsstelle. Er/sie gehört dem Geistlichen Kollegium des Kir-
chenkreises Alt-Hamburg an und arbeitet eng mit den Alt-
Hamburger Pröpsten/Pröpstinnen und Hauptpastoren/
Hauptpastorinnen zusammen.

Gesucht wird eine Persönlichkeit

– mit klarem geistlichem Profil, wissenschaftlich-theologi-
scher Fundierung, Erfahrungen in der Leitung von Ge-
meinde oder gesamtgemeindlichem Dienst;

– mit Freude an der Verkündigung an einer faszinierenden
Kirche auch über die Grenzen der Gemeinde hinaus;

– mit Kompetenz als Seelsorger/Seelsorgerin;

– mit Offenheit für das ökumenische Gespräch;

– mit Interesse an theologischer Reflektion von Grundsatz-
fragen für Kirche, Stadt und Gesellschaft und an der Betei-
ligung am gesellschaftlichen Diskurs;

– mit der Bereitschaft, Aufgaben theologischer Aus- und
Weiterbildung zu übernehmen;

– mit der Fähigkeit, Verbindungen zu politischen, wirt-
schaftlichen, kulturellen und sozialen Einrichtungen der

Großstadt in Zusammenarbeit mit Verantwortlichen der
unterschiedlichen Ebenen der Nordelbischen Kirche zu ge-
stalten;

– mit hoher Management- und Führungskompetenz und
mit der Fähigkeit zu Innovation, Motivation und Integra-
tion;

– mit Geschick, die kirchlichen Anliegen in Hamburg nach
innen und nach außen darzustellen, öffentlich zu vertreten
und die Zusammenarbeit mit den Medien zu pflegen; dies
geschieht im Rahmen eines Gesamtkonzeptes kirchlicher
Öffentlichkeitsarbeit in Hamburg;

– mit der Bereitschaft, im Auftrag des Kirchenkreisvorstan-
des des Kirchenkreises Alt-Hamburg die Verantwortung
für besondere kirchliche Aufgaben in der Stadt wahrzu-
nehmen;

– mit dem Willen, neue Quellen zur Finanzierung der Ge-
meinde St. Michaelis zu erschließen, insbesondere für den
Erhalt der Gebäude am Michel.

Wir erwarten die Weiterentwicklung der bisherigen Arbeit
unter Einbringung neuer Ideen und Perspektiven.

Als Dienstwohnung für die Hauptpastorin/den Hauptpa-
stor steht das Gebäude Krayenkamp 8 zur Verfügung. 

Die Bewerbung ist zu richten an den Vorsitzenden des
Hauptpastorenwahlausschusses, Kirchenkreis Alt-Hamburg,
Danziger Straße 15-17, 20099 Hamburg. 

Bewerberinnen und Bewerber aus Mecklenburg und Pom-
mern richten ihre Bewerbung über das dortige Kirchenamt an
das Personaldezernat des Nordelbischen Kirchenamts, Däni-
sche Str. 21-35, 24103 Kiel.

Informationen erteilen Propst Dr. Johann Hinrich Claussen,
Tel. 040/36 89-270 bzw. 040/722 35 92, sowie der stellvertre-
tende Vorsitzende des Kirchenvorstandes der Hauptkirche
St. Michaelis,  Dr. Diether Haas, Tel. 040/800 71 71 bzw.
04563/8156. 

Die Bewerbungsfrist endet mit Ablauf des 13. Oktober 2004.

 Diese Frist ist eine Ausschlussfrist. Entscheidend ist nicht
der Poststempel, sondern der rechtzeitige Zugang unter der
angegebenen Adresse. Verspätet eingegangene Bewerbun-
gen müssen unberücksichtigt bleiben.

Az.: 20 Hauptkirche St. Michaelis (1) – P He

*

In der Kirchengemeinde Jevenstedt im Kirchenkreis Rends-
burg ist zum 1. Februar 2005 die 1. Pfarrstelle (100%, möglich
sind auch 75%), zu besetzen. Die Besetzung erfolgt durch bi-
schöfliche Ernennung.

Jevenstedt liegt im Herzen Schleswig-Holsteins, 10 km süd-
lich von Rendsburg. Schulen, Ärzte, Apotheke und Einkaufs-
möglichkeiten sind vor Ort. Die gute Verkehrsanbindung er-
möglicht das Erreichen nahe gelegener größerer Städte (Kiel
30 km).

Die Kirchengemeinde umfasst ca. 4.500 Gemeindeglieder
und ist in zwei Pfarrbezirke (insgesamt 175%) unterteilt. Die
2. Pfarrstelle wird von einer Pastorin z.A. verwaltet.

Jevenstedt hat eine wunderschöne alte Kirche und ein Ge-
meindehaus. Eine zweite Predigtstelle ist in Schülp bei Rends-
burg mit einem modernen Kirchengebäude. Das 1995 im hi-
storischen Stil wieder aufgebaute reetgedeckte Pastorat der
Pfarrstelle 1 befindet sich in Jevenstedt gegenüber der Kirche.
Es ist sehr geräumig und bietet auch genügend Platz für eine
Familie. In diesem Hause befindet sich auch ein Jugendzen-
trum in der Trägerschaft der AWO. Wir suchen deshalb eine
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Pastorin/einen Pastor, die/der bereit ist, sich in der Jugend-
arbeit zu engagieren.

Die Kirchengemeinde betreibt zwei Kindergärten und ei-
nen Friedhof. Außerdem liegen in ihrem  Bereich drei Alten-
heime. Der Kirchenvorstand hat 17 Mitglieder aus sieben
Kommunalgemeinden und ist offen für neue Wege. Ein neues
Konfirmandenmodell („Hoyaer Modell“) befindet sich in der
Probephase. Es gibt viele ehrenamtliche MitarbeiterInnen.

Wir wünschen uns einen Pastor/eine Pastorin, der/die ne-
ben den üblichen pastoralen Diensten

– im Dorf präsent ist und Zeit hat für seelsorgerliche Arbeit,

– gern Konfirmandenunterricht gibt,

– sich in der Kinder- und Jugendarbeit engagiert,

– neue Ideen einbringt zur Förderung eines lebendigen
Glaubens,

– kooperativ und teamfähig zusammenarbeitet mit den
haupt- und ehrenamtlichen MitarbeiterInnen sowie mit
der Kollegin.

Bewerbungen mit ausführlichem Lebenslauf sind zu rich-
ten an den Herrn Bischof für den Sprengel Schleswig über
den Propst des Kirchenkreises Rendsburg, An der Marien-
kirche 7-8, 24768 Rendsburg.

Bewerberinnen und Bewerber aus Mecklenburg und Pom-
mern richten ihre Bewerbung über das dortige Kirchenamt an
das Personaldezernat des Nordelbischen Kirchenamts, Däni-
sche Str. 21-35, 24103 Kiel .

Auskünfte erteilen die Vorsitzende des Kirchenvorstandes,
Frau Pastorin Sylvia Kilian-Heins, Tel. 04875 / 1222 und Herr
Propst Kai Reimer, Tel. 04331 / 5903-70.

Die Bewerbungsfrist endet mit Ablauf des 15. Oktober 2004.

Diese Frist ist eine Ausschlussfrist. Entscheidend ist nicht
der Poststempel, sondern der rechtzeitige Zugang bei der an-
gegebenen Adresse. Verspätet eingegangene Bewerbungen
müssen unberücksichtigt bleiben.

Az.: 20 Jevenstedt (1) – P Ha (PHe)

*

In der Paul-Gerhardt-Kirchengemeinde Hamburg-Bahren-
feld im Kirchenkreis Altona wird die Pfarrstelle durch Pen-
sionierung der derzeitigen Pfarrstelleninhaberin vakant und
soll mit einem Pastor/einer Pastorin zum 1. Dezember 2004
besetzt werden. Die Besetzung erfolgt durch bischöfliche Er-
nennung.

 Die Gemeinde umfasst ca. 3.100 Gemeindeglieder. Das Ge-
meindegebiet liegt im Bereich Altona-Bahrenfeld. Der Stadt-
teil Bahrenfeld verändert sich zurzeit durch neue Nutzung
umgebauter Gewerbeflächen, den Zuzug von 20 – 40-Jährigen
und jungen Familien.

Daneben gibt es zahlreiche kleine Wohnungen, in denen
RentnerInnen, Einelternfamilien und Alleinstehende leben.

 Kirche und angeschlossenes Gemeindehaus (erbaut 1956)
bilden das Zentrum des Gemeindelebens für alle Generatio-
nen, wobei die Kirchenmusik neben den Gottesdiensten den
derzeitigen Schwerpunkt bildet (Chöre und Instrumental-
kreise).

 Für Kinder und Jugendliche gibt es die Angebote Kinder-
stunde, Kinderchöre, Kindergottesdienst, Kinderclub und In-
ternetkeller, die durch den Diakon, die Kirchenmusikerin
und die Erzieherin geleitet werden.

 Weitere Aktivitäten sind die Ältere Generation, Gemeinde-
ausflüge, Besuchsdienstkreis, ein Hauskreis, die Südafrika-
gruppe und der Freitag-Abend-Club, die von engagierten Eh-
renamtlichen durchgeführt werden.

 Die Gemeinde möchte die gute Zusammenarbeit mit unse-
rer Nachbargemeinde der Lutherkirche weiter ausbauen und
ein Konzept für eine Kooperationsgemeinde Bahrenfeld erar-
beiten.

 Wir erwarten die Bereitschaft, sich mit den oben geschil-
derten Anforderungen der Gemeinde in diesem Stadtteil aus-
einander zu setzen und suchen einen Pastor/eine Pastorin,
der/die bereit ist, an die langjährige seelsorgerische Arbeit
der Vorgängerin anzuknüpfen versteht und verlässliche Be-
ziehungen eingehen kann.

Wir wünschen uns einen Pastor/eine Pastorin der/die

– Gemeindeerfahrung hat

– Kreativität mitbringt für den Gottesdienst und die Verkün-
digung in zeitgemäßer Sprache

– sich für die kirchenmusikalische Arbeit in der Gemeinde
engagiert

– teamfähig, entscheidungsfreudig und kooperationsbereit
ist

– Ideen entwickelt für die Arbeit mit jungen Familien

– Impulse gibt für die Menschen, die der Kirche fern stehen

– offen ist für sozialpolitisches Engagement

– Interesse hat an ökumenischer Zusammenarbeit lokal,
aber auch an der bestehenden Partnerschaft mit Südafrika.

Ein Pastorat steht zur Verfügung.

Bewerbungen mit ausführlichem handgeschriebenen Le-
benslauf sind zu richten an die Frau Bischöfin für den Spren-
gel Hamburg über den Herrn Propst des Kirchenkreises Al-
tona, Eggersallee 3, 22763 Hamburg.

Bewerberinnen und Bewerber aus Mecklenburg und Pom-
mern richten ihre Bewerbung über das dortige Kirchenamt an
das Personaldezernat des Nordelbischen Kirchenamts, Däni-
sche Str. 21-35, 24103 Kiel .

Auskünfte erteilen Propst Dr. Horst Gorski, Tel. 040/306
972-20, Pastorin Barbara Kratzmann, Tel.  040/89 06 62 62, die
Vorsitzende des Kirchenvorstandes Elke Wrage, Tel. 040/89
83 47.

Die Bewerbungsfrist endet mit Ablauf des 30. September
2004.

Diese Frist ist eine Ausschlussfrist. Entscheidend ist nicht
der Poststempel, sondern der rechtzeitige Zugang bei der an-
gegebenen Adresse. Verspätet eingegangene Bewerbungen
müssen unberücksichtigt bleiben.

Az.: 20 Paul-Gerhardt Altona – P He

*

Das Amt einer Referentin/eines Referenten der Kirchenlei-
tung der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche ist zum nächstmög-
lichen Zeitpunkt mit einer Pastorin oder einem Pastor zu be-
setzen.

Die Besetzung erfolgt durch die Kirchenleitung für die
Dauer von fünf Jahren.

Die Bewerberinnen und Bewerber müssen in einem Dienst-
verhältnis als Pastorin oder Pastor auf Lebenszeit zur Nordel-
bischen Ev.-Luth. Kirche stehen.
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Zu den Aufgaben der Referentin/des Referenten der Kirchen-
leitung gehören insbesondere:

– die Leitung des Büros der Kirchenleitung sowie die laufen-
de Verwaltung der Kirchenleitung,

– die Sitzungen der Kirchenleitung zu planen und zu beglei-
ten sowie die Niederschrift zu führen,

– die Arbeit der Ausschüsse der Kirchenleitung so zu för-
dern, dass die Entscheidungen der Kirchenleitung kon-
struktiv berücksichtigt werden,

– die Zusammenarbeit mit dem Nordelbischen Kirchenamt,

– die Vertretung des Pressesprechers der NEK.

Erwartet werden

– gute Kenntnisse der Leitungsstrukturen der Nordelbi-
schen Ev.-Luth. Kirche,

– theologische Reflexionsfähigkeit,

– die Fähigkeit und Bereitschaft, komplexe kirchenpolitische
und kybernetische Herausforderungen zu durchdringen
und innovative Lösungsvorschläge für die Kirchenleitung
und das Bischofskollegium zu erarbeiten,

– ein hohes Maß an Diskretion und Loyalität,

– die Bereitschaft, sich auf flexible Arbeitszeiten und ein ho-
hes Maß an Mobilität einzulassen, die für die Teilnahme an
vielfältigen Ausschusssitzungen erforderlich sind,

– die Fähigkeit, im Team der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter des Büros der Kirchenleitung zu arbeiten,

– die Lust, das Evangelium in allen Arbeitsbereichen hörbar
und erfahrbar zu machen.

Im Hinblick auf die Vertretung des Pressesprechers sind Er-
fahrungen im Umgang mit den Medien erwünscht.

Dienstsitz ist Kiel. Der Wohnsitz muss wegen der hohen be-
ruflichen Beanspruchung ebenfalls der Raum Kiel sein. Eine
Dienstwohnung kann nicht gestellt werden.

Die Stelleninhaberin/der Stelleninhaber erhält eine Besol-
dung nach Besoldungsgruppe A 13/A 14. Für die Dauer der
Wahrnehmung der Stelle wird eine im Rahmen der kirchen-
beamtenrechtlichen Vorschriften ruhegehaltfähige Zulage
nach Besoldungsgruppe A 15 gewährt.

Bewerbungen sind zu richten an den Vorsitzenden der Kir-
chenleitung der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche, Herrn Bi-
schof Dr. Knuth, Dänische Straße 21/35, 24103 Kiel.

Bewerberinnen und Bewerber aus Mecklenburg und Pom-
mern richten ihre Bewerbung über das dortige Kirchenamt an
das Personaldezernat des Nordelbischen Kirchenamts, Däni-
sche Str. 21-35, 24103 Kiel.

Auskünfte erteilt Herr Pastor Boten, Tel. 0431/9797-629.

Die Bewerbungsfrist endet mit Ablauf des 30. September
2004, 24.00 Uhr .

Diese Frist ist eine Ausschlussfrist. Entscheidend ist nicht
der Poststempel, sondern der rechtzeitige Zugang bei der an-
gegebenen Adresse. Verspätet eingegangene Bewerbungen
müssen unberücksichtigt bleiben.

Az.: 20 Referent Kirchenleitung – P Re/P Na

*

Das Seemannspfarramt der Nordelbischen Ev.-Luth. Kir-
che ist zum nächstmöglichen Zeitpunkt mit einer Pastorin/ei-
nem Pastor im Dienstumfang von 75% zu besetzen. Es ist vor-
gesehen, dieser Stelle einen Zusatzauftrag von 25% im öku-
menischen Umfeld zuzuordnen.

Die Besetzung erfolgt durch Berufung der Kirchenleitung
auf die Dauer von fünf Jahren. Dienstsitz ist Hamburg.

Das Seemannspfarramt hat folgende Aufgaben:

– seelsorgerlich-diakonische Begleitung von Seeleuten und
ihren Familien an Bord und an Land unabhängig von ihrer
Herkunft und ihrer Religion;

– Begleitung und Förderung der Zusammenarbeit der sechs
selbständigen Vereine der Seemannsmission im Bereich
der NEK, die in einer Arbeitsgemeinschaft zusammenge-
schlossen sind;

– Begleitung/Fortbildung haupt- und ehrenamtlicher Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter zu Themen wie Mission,
Ökumene, Diakonie, Seelsorge und Spiritualität;

– Gesamtrepräsentanz der Arbeit und Vertretung der Anlie-
gen der Seemannsmission auf allen Ebenen der NEK;

– Öffentlichkeitsarbeit und Kontaktpflege zur Arbeitswelt
der Schifffahrts- und Hafenwirtschaft;

– Zusammenarbeit mit überregionalen und internationalen
Zusammenschlüssen der Seemannsmissionen und ihnen
nahestehenden Einrichtungen.

Die Vereine der Seemannsmission erwarten von der Stel-
leninhaberin/dem Stelleninhaber ökumenische und diako-
nisch-seelsorgerliche Kompetenz, Freude an und Engage-
ment für die Belange der Seeleute aus aller Welt - auf Schiffen,
in Heimen und Clubs. Englischkenntnisse sind erforderlich,
andere Fremdsprachenkenntnisse wünschenswert.

Die zusätzliche ökumenische Beauftragung soll die Bezie-
hungen zu den skandinavischen Seemannskirchen, die Ver-
tretung im Ökumenischen Forum Hafencity und die Einbin-
dung in die ökumenische Arbeit der NEK im Ostseeraum um-
fassen.

Nähere  Auskünfte  erteilen  OKR  W.  Vogelmann  (0431-
9797-800) sowie für den Bereich der Seemannsmission zusätz-
lich Propst i.R. F.Herberger (040-85407785) und Diakonin
A.Wibel (0171-9445274).

Bewerbungen mit ausführlichem Lebenslauf sind zu rich-
ten an den Vorsitzenden der Kirchenleitung der Nordelbi-
schen Ev.-Luth. Kirche, Herrn Bischof Dr. Knuth, Dänische
Str. 21-35, 24103 Kiel.

Bewerberinnen und Bewerber aus Mecklenburg und Pom-
mern richten ihre Bewerbung über das dortige Kirchenamt an
das Personaldezernat des Nordelbischen Kirchenamts, Däni-
sche Str. 21-35, 24103 Kiel.

Die Bewerbungsfrist endet mit Ablauf des 30. September
2004, 24.00 Uhr .

Diese Frist ist eine Ausschlussfrist. Entscheidend ist nicht
der Poststempel, sondern der rechtzeitige Zugang bei der an-
gegebenen Adresse. Verspätet eingegangene Bewerbungen
müssen unberücksichtigt bleiben.

Az.: 20 Seemannspfarramt – P Re/P Na
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V.  Personalnachr ichten

IV.  Ste l lenausschreibungen

Die Ev.-Luth. St. Pankratius-Kirchengemeinde in Neuenfelde
(Altes Land) sucht 

eine neue Leiterin/einen neuen Leiter

für ihre umfangreiche, lebendige Kinder- und Jugendarbeit
(www.eje-online.de).

Schwerpunkte der Arbeit sind:

– Kinder- und Jugendgruppen in der Gemeinde

– Begleitung und Förderung des großen Stamms engagierter
Ehrenamtlicher

– Vorkonfirmandenarbeit (Wochenenden)

– ein monatlicher Jugendgottesdienst (ca. 120 Teilnehmen-
de)

– große Freizeiten im traditionsreichen Freizeitheim Bül-
kau/Wingst

Wir erwarten:

– einen Menschen, der seinen Glauben lebt, mit Freude an bi-
blischer Verkündigung

– Liebe zu Kindern und jungen Menschen

– einen kompetenten Umgang mit Organisation und Ver-
waltung

– Einsatzfreude, Ideen und Durchsetzungskraft

– eine entsprechende Qualifikation: Diakonin/Diakon oder
Mitarbeiterin/Mitarbeiter mit anderer biblisch-theologi-
scher und pädagogischer Ausbildung

Wir bieten Ihnen:

– einen großen Kreis ehrenamtlicher Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter mit vielen Talenten und einem bodenständi-
gen Glauben

– eine Aufgabe mit hoher Eigenverantwortung

– eine volle Stelle mit Vergütung nach KAT (Eingruppie-
rung entspr. Ihren Voraussetzungen)

Bei der Wohnungssuche in der Gemeinde sind wir gern be-
hilflich.

Die Kirchengemeinde Neuenfelde besteht aus den lang ge-
streckten Elbdörfern Neuenfelde und Francop, die zwar ver-
waltungstechnisch zu Hamburg gehören, aber mit Ausnahme
einer Werftarbeitersiedlung überwiegend ländlich struktu-
riert sind. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen erbitten wir bis
zum 20. September 2004 an den Kirchenvorstand der St. Pan-
kratius-Kirchengemeinde Neuenfelde, Organistenweg 7,
21129 Hamburg-Neuenfelde.

Weitere Informationen erteilen: Pastorenehepaar Ulrike
und Ralf Jenett, Tel. 040/745 92 96, und Rainer Kluck (Ge-
meindepädagogisches Zentrum Harburg), Tel. 040/766 04
149.

Az.: 30 – St. Pankratius Neuenfelde – LV Bk



Die Erste Theologische Prüfung im Sommer 2004
haben bestanden:

Hamburg

Friederike Al sen
Heike Braren
Christian Emm ert
Corinna Gehrke
Friederike Harbordt
Alexander Hön er
Vanessa Lohse

Kiel

Katja Burgma nn
Ines Fürs tenau-E l le rbrock
Kristina Pank ra th
Christian Weide



Ernannt  wurden :

mit Wirkung vom 1. August 2004 bei gleichzeitiger Begrün-
dung  des  Pfarrerdienstverhältnisses  auf  Lebenszeit  die
Pastorin z.A. Maren Cnotka , geb. Hein, Kiel, zur Pastorin
der Thomas-Kirchengemeinde Kiel-Mettenhof – 1. Pfarr-
stelle –, Kirchenkreis Kiel; 

mit Wirkung vom 1. Oktober 2004 die Pastorin Elisabeth F i -
sc her -W aubke , Hamburg,  zur Pastorin der Kirchenge-
meinde Maria Magdalenen Klein Borstel, Kirchenkreis Alt-
Hamburg – Bezirk Nord –; 

mit Wirkung vom 1. August 2004 der Pastor Thomas Heik ,
Kiel, zum Pastor der Kirchengemeinde Marne – 2. Pfarr-
stelle – Kirchenkreis Süderdithmarschen

mit Wirkung vom 1. September 2004 die Pastorin Dr. Birgit
V oc�k a , Hamburg, zur Pastorin der Kirchengemeinde
Hauptkirche St. Nikolai, 3. Pfarrstelle, Kirchenkreis Alt-
Hamburg – Bezirk Nord –.

Bes tä t ig t  wurde :

mit Wirkung vom 1. August 2004 die Wahl des Pastors An-
dreas Ba ldenius , Schleswig, zum Pastor der 1. Pfarrstelle
der Kirchengemeinde St. Petri und Pauli zu Bergedorf, Kir-
chenkreis Alt-Hamburg – Bezirk Mitte/Bergedorf –.

Berufen  wurden :

mit Wirkung vom 16. August 2004 bis einschließlich 30. Juni
2007 der Pastor Michael Bruhn  in die 8. Pfarrstelle der
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche zur Dienstleistung mit be-
sonderem Auftrag;

mit Wirkung vom 15. August 2004 die Pastorin Martina Bu-
ber t , Husum, bis zur Berufung in ein Beamtenverhältnis
auf Widerruf zum Land Schleswig–Holstein in die
27. Pfarrstelle der NEK zur Dienstleistung mit besonderem
Auftrag – Dienstleistung in der JVA Neumünster;

mit Wirkung vom 1. August 2004 der Pastor Redlef Neu-
ber t -S teg emann  bis einschließlich 30. September 2008
in das Amt eines Referenten in der Bischofskanzlei Schles-
wig mit dem Dienstsitz in Schleswig;
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mit Wirkung vom 1. September 2004 der Pastor Manfred Ro-
sena u , Hamburg, auf die Dauer von 5 Jahren zum Pastor
der 22. Pfarrstelle des Kirchenkreisverbandes Hamburg
für Krankenhausseelsorge; 

mit Wirkung vom 1. September 2004 der Pastor Volker S t ru-
ve , Haderslev/Dänemark, auf die Dauer von fünf Jahren
zum Pastor der Pfarrstelle des Kirchenkreises Eckernförde
für die Kur- und Urlauberseelsorge im Ostseebad Damp
mit dem Dienstsitz in Damp;

mit Wirkung vom 1. August 2004 für die Dauer von zehn Jah-
ren Pastor Wolfgang V oge lman zum hauptamtlichen
Mitglied des Kollegiums des Nordelbischen Kirchenamtes
als Dezernent für das Dezernat M unter gleichzeitiger
Enennung zum Oberkirchenrat.

E ing eführ t  wurden :

am 8. August 2004 der Pastor Anas Haman i  in die Pfarrstelle
der Kirchengemeinde Pansdorf, Kirchenkreis Eutin;

am 12. April 2004 der Pastor Dirk O utzen  in die Pfarrstelle
der Thomas-Kirchengemeinde Hamburg-Hausbruch, Kir-
chenkreis Harburg;

am 9. Mai 2004 die Pastorin Bettina Sen der  als Pastorin in die
Pfarrstelle der Kirchengemeinde St. Johannes zu Toestrup,
Kirchenkreis Angeln.

†
Pastor i. R.

Klaus Karl-Heinz Niejahr
geboren am 22. September 1936 in Swinemünde

gestorben am 24. Juli 2004 in Kiel
Der Verstorbene wurde am 16. August 1964 in Eutin or-
diniert. 

Anschließend war er Hilfsgeistlicher und Pastor in Eu-
tin. Vom 1. November 1978 bis zum Eintritt in den Ru-
hestand zum 1. April 2000 war er Pastor in der Kirchen-
gemeinde St. Gabriel Russee-Hammer. 
Die Nordelbische Ev.-Luth. Kirche erinnert sich dank-
bar an den Dienst von Pastor Niejahr.
Jesus Christus lasse ihn die ewige Herrlichkeit schauen.

Beauf t ragt  wurden :

mit Wirkung vom 1. August 2004 der Pastor im Probedienst
Heiko von  K iedrows ki  mit der Verwaltung der
2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Bergedorfer Marschen,
Kirchenkreis Alt-Hamburg – Bezirk Mitte/Bergedorf –, in
einem  Dienstumfang von 100 %;

mit Wirkung vom 1. September 2004 die Pastorin im Probe-
dienst  Almut  Loepth ien   mit  einem  Auftrag  zur
Dienstleistung im Kirchenkreis Alt-Hamburg zur Betreuung
russlanddeutscher Frauen.

En t l assen  w urde :

mit Wirkung vom 1. September 2004 die Pastorin Susanne
Piep er , zurzeit beurlaubt, auf ihren Antrag nach den Be-
stimmungen der §§ 112 und 113 Abs. 1 des Pfarrergesetzes
der VELKD aus dem Dienst der Nordelbischen Ev.-Luth.
Kirche.

In  den  Ruh es tand vers e tz t  wurden :

mit Wirkung vom 1. August 2004 der Pastor Ludwig M.
Bul tman n  in Rothemühl/Vorpommern; 

mit Wirkung vom 1. Oktober 2004 der Pastor Hans-Werner
W aldow in Neumünster.

Vers torben  im Ruhes tand :
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